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Sehr geehrter Herr Landrat, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
 
 
Die Haushaltslage ist mehr als angespannt. Um einen genehmigungsfähigen Haushalt zu bekommen 

müssen wir Einschnitte vornehmen. Das ist heute schon oft gesagt worden und auch meiner Fraktion 

bewusst. Ich möchte das in meiner Rede nicht wiederholen sondern darüber sprechen, welche 

Prioritäten wir unserer Ansicht nach setzten -  und welche Werte uns dabei leiten sollten! 

 

Die Werte der Linken und des Bündnisses der Vielfalt sind klar. Wir wollen eine solidarische 

Gesellschaft, in der Niemand zurück gelassen wird. Auch in schwierigen Zeiten. Wir wollen die 

Schwächsten unterstützen und allen Kindern die gleiche Chance bieten, egal welcher Herkunft. Wir 

wollen Menschen die nach Ihrer Flucht vor Krieg, Hunger und Verfolgung zu uns gefunden haben 

Schutz und Integration bieten. Und nicht zuletzt wollen wir an die nächsten Generationen denken und 

Ihnen eine lebenswerte Welt hinterlassen. Mit einer funktionierenden Infrastruktur, einem festen 

sozialen Netz und einer intakten Umwelt 

 

Sparen, wo es möglich ist – ja, das müssen wir. Aber nicht im sozialen Bereich! Soziale Projekte sind 

kein Luxus, den wir uns in guten Zeiten leisten. Sie sind das Fundament unseres gesellschaftlichen 

Zusammenhalts. Sie stützen die Rentnerin, die von Altersarmut betroffen ist. Sie helfen dem Kind mit 

Förderbedarf. Sie geben Jugendlichen mit Problemen eine Perspektive und stärken die alleinerziehende 

Mutter, die nicht mehr weiß, wie sie ihre Miete zahlen soll. 

 

Jeder Euro, den wir in den sozialen Bereich investieren, ist eine Investition in den Kitt, der unsere 

Gesellschaft zusammenhält. Wenn wir an diesen Stellen kürzen, riskieren wir langfristig viel mehr: die 

Destabilisierung unserer Demokratie und den Verlust von Vertrauen in Politik und Institutionen. Das 

dürfen wir nicht zulassen. Es ist auch unsere Aufgabe, Menschen Perspektiven zu geben und sie nicht 

ins Abseits zu drängen. Denn Menschen, die sich abgehängt fühlen, wenden sich viel zu oft resigniert 

ab oder jenen zu, die ihnen einfache Lösungen und Heilsversprechen verkaufen-  Das sehen wir auch 

an der Zusammensetzung unseres Kreistages. 

 

Demokratie aber lebt von Teilhabe, von Bildung und von dem Gefühl in einer Gesellschaft 

wirkmächtig zu sein zu können. Dazu trägt jeder Euro im sozialen Bereich bei. Und bietet so die 

Grundlage für unser gutes Leben im Kreis Ludwigsburg.  

 



 2 

Auch nicht sparen wollen wir bei der Bekämpfung des Klimawandels, der Klima-anpassung und 

bei der Rettung unserer Flora und Fauna. Hier läuft uns die Zeit davon und kein noch so großes 

Haushaltsloch rechtfertigt hier untätig zu bleiben.  

 

Auch im Landkreis Ludwigsburg müssen wir deshalb handeln: durch den Ausbau erneuerbarer 

Energien, klimafreundliche Mobilität, den Schutz unserer Wälder und Grünflächen sowie 

energieeffiziente Gebäude. Klimaschutz ist keine Option, sondern unsere Pflicht!  Das 

Artensterben ist nicht weniger dramatisch als der Klimawandel. Und eng mit ihm verbunden. Auch 

hier dürfen wir nicht untätig bleiben.   

Für meine Fraktion ist dabei wichtig:  Klimaschutz muss sozial verträglich gestaltet werden!  

 

Ein kleiner Schritt in diese Richtung ist die Beratung finanzschwacher Haushalte zum Stromsparen,  

den  der Stromspar-Check der  LEA anbietet und der leider dem Rotstift zu Opfer zu fallen droht. 

Meine Fraktion stellt hierzu konkret den Antrag den Zuschuss von 25000 Euro doch zu gewähren. 

Eine ausführliche Begründung entnehmen Sie bitte dem Antrag.  

 

Auch, wenn wir hier und heute keinen Einfluss auf die Politik von Bund und Ländern haben, möchte 

ich ein paar Worte zur großen Politik verlieren. Die Finanzierung der Landkreise und Kommunen ist 

verpflichtend vorgeschrieben. Aber sie wird nicht ausreichend umgesetzt. Aufgaben werden uns 

übertragen, doch die notwendigen Mittel bleiben aus. Weil auch bei Bund und Ländern die Kassen 

leer sind.  Gleichzeitig ist die Vermögensverteilung in Deutschland eine der ungerechtesten in ganz 

Europa. Laut einer Studie der Boston Consulting Group besitzen 3.300 Superreiche 23 Prozent des 

Finanzvermögens in Deutschland. Das sind 2100 Millarden US-Dollar! – während die 

Lebenshaltungskosten steigen, Arbeitsplätze abgebaut werden und die Schuldenlast der Kommunen 

wächst.  

 

Was wir unserer Meinung nach brauchen, ist eine gerechte Steuerpolitik. Eine Politik, die große 

Vermögen stärker belastet, um Kommunen und Landkreise zu entlasten. Wir brauchen eine 

Umverteilung von oben nach unten. Wie sonst sollen wir die großen Aufgaben der Gegenwart 

bewältigen?  

 

Ich finde diesen Blick über den kommunalen Tellerrand wichtig, weil ich sagen will, dass weder das 

Defizit der Kliniken, noch die hohe Anzahl der zu uns geflüchteten Menschen noch ein vermeintlich 

schlechtes Wirtschaften der letzten Jahre schuld an diesem Defizit sind. Sondern die unzureichende 

Finanzierung durch Bund und Länder, verursacht durch eine völlig unverständliche Steuerpolitik die die 

privaten Vermögen schützt und die öffentliche Hand ausbluten lässt.  
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Im Moment bleibt uns nichts anderes übrig als damit um zu gehen und z.b. die Kreisumlage zu 

erhöhen. Ich bin froh, dass wir uns auf die 3,5 Prozentpunkte einigen konnten. In dem bitteren Wissen, 

dass jeder Cent den wir dafür bekommen den Städten und Gemeinden fehlen werden. Dennoch haben 

die Kommunen mit der Erhöhung der Gewerbesteuern wenigstens einen wirksamen Hebel um die 

Einnahmen zu erhöhen. Eine Möglichkeit die uns im Kreis fehlt.  

 

Und nun, wollen Sie sicher von uns wissen wo wir denn sparen können und ich möchte meine Rede 

nicht ohne solche Vorschläge beenden. Wir sollten über das Katastrophenschutzzentrum sprechen. 

Auch in dem Wissen dass wir dann eine andere Lösung für die Integrierte Leitstelle finden müssen. 

Trotzdem handelt es sich hier um ein 20 Mio Projekt auf dass wir vielleicht, trotz aller guten 

Überlegungen  verzichten können. Ebenso auf den Prüfstand muss wohl die Sanierung des 

Kreishauses. Auch das sind schmerzhafte Einschnitte aber aus unserer Sicht mit den oben 

beschriebenen Prioritäten zu vereinbaren. 

 

Nun möchte ich,  im Namen meiner Fraktion, den Beschäftigten des Landkreises unseren herzlichen 

Dank aussprechen. Und auch sie sind nicht Schuld am Haushaltsdefizit.  

Sie leisten Großartiges unter schwierigen Bedingungen. von 146,7 begründet  geforderten Stellen 

scheinen Sie nur 26,3 Stellen zu bekommen. Und das trotz von Ihrem Personalrat geschilderten 

Überlastungssituationen. Wir nehmen die Stellungnahme des Personalrates zum Haushalt sehr 

ernst.  

 

Meiner Kenntnis nach hatten nur sehr wenige Fraktionen das persönliche Gespräch mit den  

Vertreterinnen des Personalrates gesucht. Das finde ich echt arm liebe Kolleginnen und Kollegen. 

Vielleicht wäre es Ihnen nach einem solchen Gespräch etwas schwerer gefallen noch weitere 

Stellenkürzungen zu fordern. Und jetzt zusätzlich noch beim Pflegekinderdienst zu sparen oder bei 

der Beschwerdestelle. Das befürworten wir ausdrücklich nicht! 

 

Noch ein Wort zu den Kreisräten auf der dunklen Seite der Macht. Ich werde mich nicht an Ihrer 

Haushaltsrede abarbeiten. Nur soviel:  Ihre Politik, die auf Spaltung, Rassismus und soziale Kälte 

setzt, lehnen wir entschieden ab. Ihre menschenfeindliche und unsolidarische Haltung zeigt sich in 

jedem Ihrer Wortbeiträge und Anträge. Wir setzen dem eine Politik entgegen, die auf Solidarität, 

Gerechtigkeit und Zusammenhalt beruht.  

 

Zusammenfassend: Wir stehen vor schwierigen Entscheidungen, aber wir dürfen nicht vergessen, 

wofür wir stehen. Unsere Kliniken müssen in öffentlicher Hand bleiben. Soziale Projekte und der 

Klimaschutz sind keine Luxusgüter, sondern eine Notwendigkeit. Die finanzielle Schieflage ist nicht 
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das Ergebnis von Verschwendung, sondern von strukturellen Versäumnissen auf Bundes- und 

Landesebene. 

Wir sind nicht mit allem einverstanden, was in diesem Haushalt steht. Viele Kürzungen gehen uns zu 

weit. Aber da Politik  auch von Kompromissen lebt werden wir zustimmen.  

 

 

Sehr geehrter Herr Allgaier, Liebe Dezernentinnen, liebe Kolleginnen und Kollegen vielen Dank fürs 

Zuhören 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


